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Der Norden verarmt, während 
der Süden prosperiert: Das ist 

das immer wiederkehrende Fazit 
von Untersuchungen, die mit Hilfe 
unterschiedlicher Kombinationen 
von ökonomischen Indikatoren die 
Entwicklung der einzelnen Bundes­
länder vergleichen. Faßt man statt 
eines Vergleichs von Flächen- mit 
Stadtstaaten die vier norddeut­
schen Länder zusammen und stellt 
sie Baden-Württemberg/Bayern ge­
genüber, dann ergibt sich in der Tat, 
daß sich der Vorsprung der süddeut­
schen Länder beim Volkseinkom­
men pro Einwohner in den letzten 
Jahren weiter erhöht hat.

Es gibt zwar keine einhellige Mei­
nung darüber, bis zu welcher Höhe 
ein solcher Abstand toleriert werden 
sollte; angesichts des erreichten 
Einkommensniveaus kann aber bis­
her nicht von einer Verarmung des 
Nordens gesprochen werden. Viel 
schwerwiegender sind Befürchtun­
gen über eine künftig zunehmende 
Vergrößerung der Abstände; auch 
die gegenüber Süddeutschland 
doppelt so hohen Arbeitslosenquo­
ten geben Anlaß zur Sorge. Wenn 
man eine stärkere Abwanderung 
von Arbeitskräften vermeiden will, 
dann ist nach Möglichkeiten zur 
Schaffung und Erhaltung rentabler 
Arbeitsplätze in Norddeutschland 
zu suchen.

Viele Beobachter sind skeptisch, 
ob angesichts der noch nicht abge­
schlossenen Anpassungsprozesse, 
die auch die Qualifikation der Er­
werbstätigen betreffen, allein die 
Marktkräfte z. B. durch Veränderun­
gen der Lohnstruktur Erleichterung 
verschaffen könnten. Auf den bun­
desweit zu vernehmenden Ruf nach 
weniger Staat tönt als Echo daher 
oft genug die Forderung nach einem 
Ausbau staatlicher Hilfe zurück. Da 
die angerufenen Gebietskörper­
schaften aufgrund ihrer Budget­
strukturen und Finanzierungseng­
pässe aber kaum in der Lage sind, 
auf solche Forderungen schnell und 
entscheidend zu reagieren, spielen 
sich gegenwärtig auf verschiede-
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nen Ebenen gleichzeitig regionale 
Verteilungskämpfe ab.

Da geht es zum einen um die Ver­
besserung der Finanzbasis einiger 
Bundesländer Dazu gehört das Be­
mühen Hamburgs, durch eine er­
neute Klage beim Bundesverfas­
sungsgericht die Regelungen des 
Länderfinanzausgleichs zu verän­
dern. Wenn sich die Gewichte der 
bisher gültigen Bemessungsgrund­
lagen entscheidend gewandelt ha­
ben, dann sollten mit Hilfe konkreter 
Nachweise und Vorschläge auch 
Korrekturen betrieben werden. Sol­
che Forderungen nach Aufbesse­
rung der eigenen Position rufen na­
türlich umgehend die potentiellen 
Verlierer auf den Plan. Das zeigt sich 
gegenwärtig bei dem Vorschlag, 
eine teilweise Übertragung der So­
zialhilfekosten auf den Bund durch 
einen geringeren Länderanteil an 
der Mehrwertsteuer zu kompensie­
ren, durch den sich die süddeut­
schen Länder benachteiligt fühlen.

Zum anderen gehen auf einem 
originären Feld der Regionalpolitik, 
der Gemeinschaftsaufgabe zur Ver­
besserung der regionalen W irt­
schaftsstruktur, die Bemühungen 
um eine Neuabgrenzung der För­
dergebiete weiter Dieser Gemein­
schaftsaufgabe kommt in Zukunft 
möglicherweise eine größere Be­

deutung zu; denn die Bundesregie­
rung plant als Teil ihres Konzepts 
zur Finanzierung der Steuerreform 
1990 einen Fortfall der regionalen 
Investitionszulage bei gleichzeitig 
höherer Dotierung der Gemein­
schaftsaufgabe. Der Fortfall des 
Rechtsanspruchs nach dem Investi­
tionszulagegesetz resultiert wohl 
auch aus dem Zweifel, ob diese Zu­
lagen angesichts einer Vielzahl von 
Programmen zur Investitionsförde­
rung geeignet sind, bei der Schaffung 
und Erhaltung von rentablen Arbeits­
plätzen eine entscheidende Struktur­
veränderung herbeizuführen.

Investitionsförderung kann aber 
nicht nur mit Hilfe von Zulagen, Zu­
schüssen oder sonstigen Subven­
tionen für Unternehmungen betrie­
ben werden. Die statt dessen erho­
bene Forderung nach Verbesse­
rung der generellen Investitionsbe­
dingungen in einzelnen Regionen 
und Städten sollte nicht als ein Aus­
weichen in unverbindliche Empfeh­
lungen mißdeutet werden. Die Ver­
besserung der Verkehrsanbindun­
gen, die Erleichterung des Zugangs 
zu neuen Techniken, Möglichkeiten 
zur Nutzung moderner Einrichtun­
gen der Telekommunikation, Institu­
tionen der Weiter- und Fortbildung, 
aber auch Freizeiteinrichtungen 
sind konkrete Faktoren bei Stand­
ortentscheidungen.

Die Verstärkung der Mittel der Ge­
meinschaftsaufgabe könnte eine 
Chance für die Verbesserung eini­
ger Standortfaktoren bieten, wenn 
damit vermehrt kommunale Investi­
tionen gefördert und überregional 
abgestimmt würden. Darüber hin­
aus bleibt gerade wegen der Exi­
stenz zweier Stadtstaaten in Nord­
deutschland das Erfordernis einer 
engen Koordination mit den umlie­
genden Flächenstaaten im Bereich 
der Planung und Finanzierung von 
weiteren überregionalen Aktivitäten 
aktuell. Mit vielen gemeinsamen 
Einzelschritten kann die Attraktivität 
des Nordens gestärkt werden, die 
nicht nur von der Finanzierung der 
Gebietskörperschaften abhängt.
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